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Kapitel 1

Einleitung und Untersuchungsgegenstand

Die Ziviljustiz steht seither vor die Herausforderung, einerseits im Zivilprozess
– soweit erforderlich – größtmögliche Individualgerechtigkeit durch Urteile wal-
ten zu lassen, die das Ergebnis einer gründlichen Rechtsanwendung darstellen,
und andererseits die Verfahrensstrukturen zum Schutze der schwächeren Partei
möglichst effizient zu gestalten. Aufgrund sozialer und wirtschaftlicher Zugangs-
hindernisse gelingt es jedoch oftmals nicht, Verbrauchern1 den Gerichtsweg, ge-
rade zur Geltendmachung geringwertiger Forderungen, schmackhaft zu machen.
Diese zivilprozessuale Gleichung wurde mit der unionsweiten Förderung nied-
rigschwelliger alternativer Streitbeilegung in Verbrauchersachen erweitert. Dabei
bleibt bislang unbeantwortet, ob die Verlagerung verbraucherrechtlicher Strei-
tigkeiten in private Streitbeilegungsmechanismen eine durchdachte Antwort auf
die Krisen nationaler Zivilgerichtssysteme darstellt oder ob damit – ohne die
Nebenwirkungen auf die Rechtsssysteme zu kennen – nur versucht, Symptome
zu behandeln. Diese rechtsvergleichende Arbeit soll einen Forschungsbeitrag zur
Integration von ADR in die nationalen Rechtsschutzsysteme leisten.

A. Problemstellung

Der seit den 1980er-Jahren global zu verzeichnende Trend, Streitigkeiten zwi-
schen Verbrauchern und Unternehmern außerhalb staatlicher Gerichtsverfahren
mithilfe alternativer Streitbeilegung (Alternative Dispute Resolution, ADR) bei-
zulegen, ist unlängst in Europa angekommen. Die Europäische Union (EU) hat
sich früh der Förderung von ADR verschrieben, um den europäischen Binnen-
markt und das Vertrauen der Verbraucher in dessen Funktionsweisen zu stärken.2

1 Nur aus Gründen der Vereinfachung wird in dieser Arbeit das generische Maskulinum
verwendet, welches für Personen jeden Geschlechts stehen soll.

2 Grünbuch über Zugang der Verbraucher zum Recht und Beilegung von Rechtsstreitig-
keiten der Verbraucher im Binnenmarkt KOM(93) 576 end.; Empfehlung 98/257/EG der
Kommission v. 30.3.1998; Mitteilung der Kommission KOM(2011) 0161 endg. (nicht im
Amtsblatt abgedruckt); Grünbuch über alternative Verfahren zur Streitbeilegung im Zivil-
und Handelsrecht, KOM(2002) 196 endg.; eingehend zu den unionsrechtlichen Entwicklun-
gen alternativer Streitbeilegung, Schmidt-Kessel, in: ders. (Hrsg.), Alternative Streitschlich-
tung, 2015, S. 9, 13–16; Kotzur, Die außergerichtliche Realisierung grenzüberschreitender
Verbraucherforderungen, 2018, S. 45–48; Silberzahn, Die ADR-Richtlinie als neuer Weg der
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Niedrigschwellige ADR-Verfahren sollen Verbrauchern schnelle, kostengünstige
und effiziente Alternativen zum gerichtlichen Rechtsschutz eröffnen.3 ADR soll
Verbrauchern insbesondere dort Zugang zum Recht („access to justice“4) ver-
schaffen, wo sie aufgrund unverhältnismäßig hoher Rechtskosten(risiken) übli-
cherweise auf die Geltendmachung ihrer Ansprüche verzichten.5 Zwar sind die so
entstandenen Schäden für Verbraucher enorm,6 jedoch treffen sie mit dem Ver-
zicht auf die Geltendmachung ihrer Forderung angesichts zeitaufwendiger und
komplexer Gerichtsverfahren sowie der für sie nur schwer vorhersehbaren Kos-
tenrisiken oftmals eine rationale Entscheidung.7 Diesbezüglich haben sich bereits
die Bezeichnungen des „rationalen Desinteresses“8 beziehungsweise der „ratio-
nalen Apathie“9 herausgebildet.

Die ADR-Richtlinie10 verpflichtet die Mitgliedstaaten der Europäischen
Union seit dem 9. Juli 2015 ein flächendeckendes Netz von ADR-Stellen zu ge-
währleisten, das Verbrauchern die Möglichkeit geben soll, ihre Streitigkeiten mit
Unternehmern außergerichtlich beilegen zu können.11 Begleitet wird diese Ver-
pflichtung unter anderem durch Qualitätsanforderungen für ADR-Anbieter, die
prozessuale Mindestgarantien sicherstellen sollen und deren Einhaltung durch

verbraucherrechtlichen Konfliktmittlung, 2016, S. 14–19; eingehend zur Genese der ADR-
Richtlinie und ODR-Verordnung, Gürtler, Verbraucherstreitbeilegung und Verbraucher-
schutzrecht, 2020, S. 62–74.

3 Gössl, NJW 2016, 838 ff.; Fuchs, ZUM 2016, 398; Cortés, The law of consumer redress in
an evolving digital market, 2017, S. 2.

4 Hierzu grundlegend Cappelletti/Garth/Trocker, RabelsZ 40 (1976), 669 ff.; Garth/Cap-
pelletti, Buffalo Law Review 18 (1978), 181 ff.

5 Ein solches Missverhältnis kann sich insbesondere bei geringwertigen Streitigkeiten er-
geben. Nach einer Umfrage aus dem Jahr 2010 verzichten etwa 60 % der Verbraucher auf die
gerichtliche Geltendmachung ihrer Forderungen gegen Unternehmen aufgrund geringer
Streitsummen sowie der Komplexität und Kosten eines Gerichtsverfahrens, Consumer Em-
powerment Survey, Special Eurobarometer Nr. 342, 2010; hierzu auch Meller-Hannich, in:
Althammer (Hrsg.), Verbraucherstreitbeilegung, 2015, S. 19, 24 f.

6 Die Europäische Kommission schätzt den Schaden für Verbraucher auf 0,4 % des BIP
der EU und damit auf über EUR 500 Mio. jährlich; Verbraucherschutzverbände beziffern
diese Schäden noch wesentlich höher, vgl. Karner, in: Schmidt-Kessel/Strünck/Kramme
(Hrsg.), Im Namen der Verbraucher?, 2015, S. 165, 172.

7 Hodges, in: Zekoll/Bälz/Amelung (Hrsg.), Formalisation and Flexibilisation in Dispute
Resolution, 2014, S. 336, 365; Meller-Hannich/Höland/Krausbeck, ZEuP 2014, 8, 34.

8 Scherpe, Außergerichtliche Streitbeilegung in Verbrauchersachen, 2002, S. 19; Hidding,
Zugang zum Recht für Verbraucher, 2019, S. 83–85.

9 Meller-Hannich/Höland/Krausbeck, ZEuP 2014, 8, 34; Hess, JZ 2015, 548, 551.
10 Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 21.5.2013 über die

alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG.

11 Darüber hinaus seien die Mitgliedstaaten verpflichtet, das jeweilige nationale Verbrau-
cherschutzniveau zumindest zu perpetuieren, um dem in Art. 1 ADR-Richtlinie definierten
Richtlinienziel zu genügen, Gürtler, Verbraucherstreitbeilegung und Verbraucherschutzrecht,
2020, S. 93.
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staatliche Behörden kontrolliert wird. Bislang haben die offen formulierten, nur
mindestharmonisierenden Vorgaben der ADR-Richtlinie zu sehr unterschiedli-
chen ADR-Landschaften in den Mitgliedstaaten geführt.12 Ein Umstand, der
angesichts des divergierenden Entwicklungsstands von ADR, der rechtskultu-
rellen Unterschiede sowie der gebotenen Verfahrensautonomie der Mitgliedstaa-
ten nur wenig überrascht. Dementsprechend identifiziert die Kommission den
mitunter geringen Bekanntheitsgrad von ADR, die schwierige Navigation durch
die vielfältigen ADR-Landschaften und die mangelnde Teilnahmebereitschaft
von Unternehmen als die größten Herausforderungen eines voll wirksamen
ADR-Gefüges.13 Flankiert wird die ADR-Richtlinie durch die ODR-Verord-
nung14, welche die Europäische Kommission zum Unterhalten einer Online-
Plattform verpflichtet, die als Intermediär zwischen den Parteien und den durch
die Richtlinie geschaffenen ADR-Stellen fungieren soll.15

Wenngleich die europäischen Rechtsakte mitunter als Revolution der Streit-
beilegungskultur in Verbrauchersachen bezeichnet wurden,16 stecken die Ent-
wicklungen auf diesem Gebiet noch in den Kinderschuhen.17 ADR wird mitunter

12 Europäische Kommission, Bericht über die Anwendung der Richtlinie 2013/11/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates über die alternative Beilegung verbraucherrechtli-
cher Streitigkeiten und der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten, COM(2019) 425
final, 25.9.2019, S. 8. Diese Vielfalt der ADR-Landschaften erschwere die Navigation für
Verbraucher und Unternehmer (S. 11).

13 Europäische Kommission, Bericht über die Anwendung der Richtlinie 2013/11/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates über die alternative Beilegung verbraucherrechtli-
cher Streitigkeiten und der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten, COM(2019) 425
final, 25.9.2019, S. 10–12.

14 Verordnung (EG) Nr. 524/13 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 21.5.2013
über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG.

15 Meller-Hannich/Höland/Krausbeck, ZEuP 2014, 8, 11; Engel, NJW 2015, 1633, 1634;
Heetkamp, Online Dispute Resolution bei grenzüberschreitenden Verbraucherverträgen,
2018, S. 83 f. Die ODR-Plattform erfreue sich der Kommission zufolge bei Verbrauchern
hoher Akzeptanz, wobei sie gelegentlich mit einer ADR-Stelle verwechselt werde. Gleichwohl
werden 80 % der gemeldeten Streitfälle mangels Reaktion des Unternehmens geschlossen,
Europäische Kommission, Bericht über die Anwendung der Richtlinie 2013/11/EU des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher
Streitigkeiten und der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und des
Rates über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten, COM(2019) 425 final,
25.9.2019, S. 16–18.

16 Hodges, in: Zekoll/Bälz/Amelung (Hrsg.), Formalisation and Flexibilisation in Dispute
Resolution, 2014, S. 336, 368. Die Entwicklungen als eine „stille Revolution der EU“ bezeich-
nend, Engel, AnwBl. 2013, 478 ff.

17 Zutreffend Hodges, in: Cortés (Hrsg.), The new regulatory framework for consumer
dispute resolution, 2016, S. 351 ff.; Berlin, in: Stürner/Gascón Inchausti/Caponi (Hrsg.), The
Role of Consumer ADR in the Administration of Justice, 2015, S. 67 ff. Der Kommission
zufolge, sei ADR und ODR für Verbraucher zu einem integralen Bestandteil des Instrumen-
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argwöhnisch betrachtet und scheint, zumindest in der deutschen Rechtsordnung,
vorerst unter Quarantäne gestellt worden zu sein. Kritiker sehen in ADR ein
trojanisches Pferd18 für den Verbraucherschutz und befürchten gar die Schaffung
eines parallelen Justizsystems, welches die richterliche Klärung grundsätzlicher
Rechtsfragen verhindere.19 Kritisiert wird insbesondere die Förderung einer
Streitbeilegungskultur, die rein auf den Abschluss eines Vergleichs gerichtet sei.20

Für Befürworter komplettiert ADR hingegen den Zugang zum Recht gerade für
einfach gelagerte und geringwertiger Streitigkeiten.21

Während das Thema ADR und ODR in Verbrauchersachen – vor und nach
Umsetzung der ADR-Richtlinie – bereits Gegenstand monografischer Untersu-
chungen war,22 geht diese Arbeit einer Reihe neuer Fragestellungen nach, die

tariums der EU für die öffentliche und private Durchsetzung des Verbraucherrechts gewor-
den, wobei der bestehende ADR- und ODR-Rahmen nicht ausreichend genutzt und sein
volles Potenzial noch nicht ausgeschöpft werde, Europäische Kommission, Bericht über die
Anwendung der Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die
alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und der Verordnung (EU)
Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Online-Beilegung ver-
braucherrechtlicher Streitigkeiten, COM(2019) 425 final, 25.9.2019, S. 19.

18 Eidenmüller/Engel, FAZ 12.7.2013, S. 7 „trojanisches Pferd in den Burgfrieden des Ver-
braucherschutzes“.

19 Roth, JZ 2013, 637, 644 „Paralleluniversum“; ders., DRiZ 2015, 24, 27 spricht gar von
einer „Entrechtlichung der Justiz“; Eidenmüller/Engel, ZIP 36 (2013), 1704 ff.; Genn, Yale J.L.
& Human. 24 (2012), 397, 414; zum Verhältnis von Ziviljustiz und einvernehmlicher Streit-
beilegung auch Caponi, RabelsZ 79 (2015), 117, 125–128; Meller-Hannich, in: Althammer
(Hrsg.), Verbraucherstreitbeilegung, 2015, S. 19, 41 f.; vgl. auch Fiss, Yale L.J. 93 (1984),
1073 ff.; a. A. Kramme, in: Schmidt-Kessel (Hrsg.), Alternative Streitschlichtung, 2015,
S. 141, 155 f.

20 Genn, Judging Civil Justice, 2010, S. 117 „The outcome of mediation is not about just
settlement, it is just about settlement.“; dies., Yale J.L. & Human. 24 (2012), 397, 411.

21 So Hirsch, FS-Lorenz, 2014, S. 159, 163–166; ders., NJW 2013, 2088 ff.; Hodges, in:
Cortés (Hrsg.), The new regulatory framework for consumer dispute resolution, 2016,
S. 351 ff.; die Eigenständigkeit von ADR mit eigenen Vor- und Nachteilen betonend Kramme,
in: Schmidt-Kessel (Hrsg.), Alternative Streitschlichtung, 2015, S. 141, 151–154.

22 Vor Erlass der ADR-Richtlinie bereits rechtsvergleichend, Gude, Der Ombudsmann der
privaten Banken in Deutschland, Großbritannien und der Schweiz, 1999; Zimmer, Außer-
gerichtliche Streitbeilegung in Deutschland, 2001; Scherpe, Außergerichtliche Streitbeilegung
in Verbrauchersachen, 2002; Tian, Die alternative Streitbeilegung, 2007; speziell zu ODR,
Hofmeister, Online Dispute Resolution bei Verbraucherverträgen, 2012; Schüttel, Streitbei-
legung im Internet – Zukunft oder Irrweg?, 2014; zu den „best practices“ in ADR bzw. der
Verbrauchermediation, Berlin, Alternative Streitbeilegung in Verbraucherkonflikten, 2014;
Elser, Mediation als Verbraucher-ADR-Verfahren, 2015; rechtsvergleichend zum Mediati-
onsgesetz, Serbu, Das deutsche Mediationsgesetz im europäischen Kontext, 2016; zur Ge-
eignetheit von ADR zur Verbraucherrechtsdurchsetzung, Fries, Verbraucherrechtsdurchset-
zung, 2016; mit speziellem Bezug zu grenzüberschreitendenden Thematiken, Kotzur, Die
außergerichtliche Realisierung grenzüberschreitender Verbraucherforderungen, 2018; Heet-
kamp, Online Dispute Resolution bei grenzüberschreitenden Verbraucherverträgen, 2018;
Meyer, Online Dispute Resolution, 2018; mit einem Vergleich zwischen ADR in Verbrau-
chersachen und der gerichtlichen Streitbeilegung, Hidding, Zugang zum Recht für Verbrau-
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erstmals rechtsvergleichend mit der englischen Rechtsordnung untersucht wer-
den.

Der Diskurs wirft die Kernfrage dieser Arbeit auf: Wie wirkt sich die Locke-
rung des Justizmonopols, die mit der Förderung von ADR für Verbraucher-
streitigkeiten einhergeht, auf die untersuchten Rechtsordnungen aus? Insbeson-
dere stellen sich die Unterfragen, ob die die Nutzung von ADR die gesellschaft-
liche Bedeutung der Ziviljustiz für die Klärung und Weiterentwicklung des
Rechts beinträchtigt und wie ADR in das Rechtsschutzsystem in Zivilsachen
integriert werden kann, ohne die herausragende öffentliche Bedeutung der
Rechtsprechung für die Klarheit und Weiterentwicklung des Rechts zu unter-
graben.23 Der Auftrag staatlicher Gerichte geht insofern weit über die Durchset-
zung von Individualgerechtigkeit hinaus. Öffentlichkeitswirksame Gerichtsent-
scheidungen entfalten ihre regulatorische Kraft dadurch, dass sie für Rechtssi-
cherheit sowie für eine adäquate Weiterentwicklung des Rechts sorgen.24 Inwie-
weit ist es ADR-Stellen also möglich, mit der Ziviljustiz zusammenzuarbeiten
oder sogar selbst öffentliche Funktionen der Rechtsprechung zu übernehmen?

Die Beantwortung dieser Kernfrage hängt maßgeblich von der Klärung einer
wesentlichen Unterfrage ab, namentlich der Frage nach der Bedeutung des ma-
teriellen Rechts in ADR-Verfahren. Die Antworten auf die Frage nach der Be-
deutung des materiellen Recht ist essenziell um im Sinne der Kernfrage besser
beurteilen zu können, ob sich die Ziviljustiz in ihrem Geltungsanspruch beein-
trächtigt sehen muss. Hiervon kann keine Rede sein, wenn das durch die Recht-
sprechung geprägte Recht auch in ADR-Verfahren zur Geltung kommt, wohl
aber dann, wenn sich ADR-Verfahren durch die Anwendung außerrechtlicher
Kriterien von der Strahlkraft der Rechtsprechung abschirmen würden.

Der Inhalt der Verfahrensergebnisse muss jedenfalls nicht dem geltenden ma-
teriellen Recht entsprechen.25 Speziell das primäre Ziel einer einvernehmlichen

cher, 2019; zur Frage der Erhöhung des Verbraucherschutzniveaus durch ADR, Gürtler,
Verbraucherstreitbeilegung und Verbraucherschutzrecht, 2020; rechtsvergleichend zur
Durchsetzung von Verbraucherrechten Nürnberg, Die Durchsetzung von Verbraucherrech-
ten, 2020; zur Rolle des Rechts in der Verbraucherstreitbeilegung, Lohr, Verbraucherstreit-
beilegung und Verbraucherschutz, 2021.

23 Der Rechtskreis des Common Law basiert auf dem Prinzip der bindenden Wirkung von
Präzedenzfällen (doctrine of binding precedent oder stare decesis), sodass richterliche Ent-
scheidungen maßgeblich für die Schaffung und Entwicklung des Rechts sind; eingehend zur
Bedeutung der englischen Ziviljustiz, Genn, Judging Civil Justice, 2010, S. 126–180; Neuber-
ger, Equity, ADR, Arbitration and the Law, 2010. Aber auch in der deutschen Rechtsord-
nung, in welcher kodifiziertem Recht eine höhere Bedeutung als im Common Law zukommt,
sind Rechtsfindung und -fortbildung elementare Aufgaben staatlicher Gerichte; BVerfG,
Beschl. v. 14.2.1973 – 1 BvR 112/65, BVerfGE 34, 269, 288 = NJW 1973, 1221; BVerfG,
Beschl. v. 11.10.1978 – 1 BvR 84/74, BVerfGE 49, 304, 318 = NJW 1979, 305, 306; hierzu auch
Tonner, Zur Umsetzung der AS-Richtlinie (Richtlinie 2013/11/EU), 2014, S. 11–13.

24 Vgl. Woolf, Access to justice: Final Report to the Lord Chancellor on the civil justice
system in England and Wales, 1996, Kap. 14 Rn. 2; Fries, Verbraucherrechtsdurchsetzung,
2016, S. 53; Genn, Yale J.L. & Human. 24 (2012), 397; Neuberger, LNS(A) 1 (2012), 1, Rn. 17.

25 Im Anwendungsbereich der ADR-Richtlinie stellt das englische Recht im Falle einer
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Konfliktlösung in ADR-Verfahren könnte die Wertungen des materiellen Rechts
in den Schatten rücken und Verbraucher zu nachteilhaften Kompromissen zwin-
gen.26 Andererseits könnte die Berücksichtigung außerrechtlicher Kriterien, die
möglicherweise von veralteten rechtlichen Standards abweichen, Verbrauchern
gar zum Vorteile gereichen.27

Ferner bedingt das Forschungsinteresse für die Bedeutung des materiellen
Rechts in ADR-Verfahren eine Analyse der Ziele und Funktionen von ADR.
Insofern stellt sich die Frage nach der Bedeutung des Rechts nicht nur als reine
Unterfrage, sondern eröffnet eine weitere, eigenständige Dimension. Die Über-
legung, dass ADR auch als wirtschafts- oder sozialpolitisches Instrument Wir-
kungskraft entfalten kann, anstatt auf die Funktion der Streitbeilegung reduziert
zu sein, war der deutschsprachigen Rechtswissenschaft bislang weitestgehend
fremd. Das erforderliche Maß an materieller Rechtsbindung des Entscheidungs-
inhalts beurteilt sich letztlich auch nach dem Zweck des Verfahrens. Ausgangs-
punkt der Frage nach dem erforderlichen Maß an materieller Rechtsbindung des
Entscheidungsinhalts ist dabei zunächst das Idealbild des gerichtlichen Zivil-
prozesses, dem ein Dreiklang bestehend aus der Teilnahmepflicht und Ergebnis-
bindung der Parteien sowie einer materiellen Rechtsbindung der Entscheidung
zugrundeliegt. Dieser Dreiklang ist dem übergeordneten Ziel der Rechtsdurch-
setzung zu dienen bestimmt. Vor dem Hintergrund dieses, den Bürgern zumin-
dest in Umrissen vertrauten, zivilprozessualen Dreiklangs, scheinen die hiervon
abweichenden Ansätze in ADR-Verfahren erklärungsbedürftig.

Die Frage des erforderlichen Maßes an Rechtsbindung wirft daher zunächst
die Frage nach den Zielen und Funktionen von ADR auf. Insofern gilt es zu
klären, ob ADR nur dem Rechtsschutz oder aber auch der Rechtsdurchsetzung zu
dienen bestimmt ist. In der rechtssoziologisch geprägten angelsächsischen Lite-
ratur28 wird ADR nicht nur als Mittel zur Förderung des Zugangs zum Recht,

bindenden Entscheidung lediglich die Einhaltung zwingender Verbraucherrechtsnormen si-
cher. Bei einem Lösungsvorschlag muss der Verbraucher lediglich informiert werden, wenn
der Vorschlag von geltendem Recht abweichen könnte, Sch. 3 paras. 8, 11 The Alternative
Dispute Resolution for Consumer Dispute (Competent Authorities and Information) Re-
gulations 2015 (ADR C&I Regulations). In Deutschland soll der Schlichtungsvorschlag an
geltendem Recht ausgerichtet sein und zwingendes Verbraucherrecht beachten, § 19 Abs. 1
S. 2 VSBG.

26 Schulte-Nölke, EuCML 2015, 135, 137; vgl. schon Fiss, Yale L.J. 93 (1984), 1073, 1085.
27 So Hodges/Benöhr/Creutzfeldt-Banda, in: dies. (Hrsg.), Consumer ADR in Europe,

2012, S. 389, 414; James/Morris, 2003, S. 167, 191. Zweifelnd hingegen Roth, DRiZ 2015, 24,
26 f.; Wagner, in: Zekoll/Bälz/Amelung (Hrsg.), Formalisation and Flexibilisation in Dispute
Resolution, 2014, 369.

28 Die Schwerpunktsetzung auf rechtssoziologische Fragestellungen (socio-legal studies)
ist in England unverkennbar, Hodges/Benöhr/Creutzfeldt-Banda (Hrsg.), Consumer ADR in
Europe, 2012; Palmer, in: Zekoll/Bälz/Amelung (Hrsg.), Formalisation and Flexibilisation in
Dispute Resolution, 2014, S. 17, 44, „[...] ADR therefore needs to be more socio-legal in
approach [...]“; Hodges, Law and Corporate Behaviour, 2015; vgl. auch Genn, Judging Civil
Justice, 2010.
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sondern auch als mögliches politisch-ökonomisches Steuerungsinstrument ver-
standen, welches mitunter zum Ziel haben soll, unternehmerisches Verhalten prä-
ventiv und repressiv zu steuern.29 Die Beschränkung ökonomischer Macht und
die Förderung von Waffengleichheit durch die Stärkung der Stellung der Ver-
braucher sei mindestens so wichtig, wie die Streitbeilegung als solche.30 Die deut-
sche Rechtswissenschaft nimmt demgegenüber eher eine distanzierte zivilprozes-
suale und rein rechtswissenschaftliche Perspektive ein; rechtssoziologische As-
pekte treten unter Verweis auf die soziale Bedeutung von Rechtsdurchsetzung
erst allmählich zu Tage.31

Erklärungsbedürftig erscheint zudem der Einfluss asymmetrischer Pflichten-
konstellationen, wie sie in ADR-Verfahren für Verbraucherstreitigkeiten typisch
sind. Während im Gerichtsverfahren symmetrische Rechte und Pflichten der
Parteien bestehen, sind Unternehmen in ADR oftmals asymmetrisch, das heißt
einseitig, zur Teilnahme am Verfahren oder sogar zur Einhaltung der vom Ver-
braucher akzeptierten Verfahrensergebnisse verpflichtet. Für Verbraucher hin-
gegen basiert das ADR-Verfahren weiterhin auf dem Prinzip größtmöglicher
Freiwilligkeit. Angesichts der teils starken Bindungen von Unternehmen an Ver-
fahren und Ergebnisse, die sowohl autonomen als auch gesetzlich heteronomen
Ursprungs sein können, stellt sich die Frage, ob diese Art der Beschränkung des
Gerichtswegs für Unternehmen nach einer materiellen Rechtsbindung von
ADR-Ergebnissen verlangt.

Der Untersuchung liegen dabei zwei Arbeitshypothesen zugrunde. Zum einen
könnte das Erfordernis der Bindung des Entscheidungsinhalts an materielles
Recht desto höher sein, je enger die gesetzlichen oder rechtlichen Bindungen der
Parteien an ADR-Verfahren ausgestaltet sind. Zum anderen könnte sich das
erforderliche Maß der materiellen Rechtsbindung danach richten, wie gesichert
die streiterhebliche tatsächliche und rechtliche Entscheidungsgrundlage ist. So-
fern keinerlei Unsicherheiten bezüglich des Sachverhalts sowie der entschei-
dungstragenden Rechtsfragen bestehen, könnte das Ermessen der neutralen drit-
ten Person zur Berücksichtigung außerrechtlicher Kriterien einzuschränken sein.

Ferner gilt es zu hinterfragen, welche Auswirkungen etwaige mit ADR ver-
folgte verhaltenssteuernde Regulierungsintentionen auf die staatliche Aufsichts-
tätigkeit über den ADR-Sektor haben. Einerseits stellt sich die Frage, wie sich

29 Hodges/Benöhr/Creutzfeldt-Banda, in: dies. (Hrsg.), Consumer ADR in Europe, 2012,
S. 389, 422; Hodges, in: Zekoll/Bälz/Amelung (Hrsg.), Formalisation and Flexibilisation in
Dispute Resolution, 2014, S. 336, 355; ders., Law and Corporate Behaviour, 2015, S. 456;
ders., ERA Forum 15 (2014), 593, 598.

30 In diesem Sinne Hodges, in: Cortés (Hrsg.), The new regulatory framework for consu-
mer dispute resolution, 2016, S. 351, 353 „[...] CDR is at least as much about market regu-
lation as it is about dispute resolution.“

31 In diese Richtung etwa die dahin gehenden Ausführungen von Fries, Verbraucher-
rechtsdurchsetzung, 2016, S. 51–56; Zekoll/Elser, in: Althammer (Hrsg.), Verbraucherstreit-
beilegung, 2015, S. 55 ff.
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das Maß der Kooperation und des Datenaustauschs zwischen Aufsichtsbehör-
den und ADR-Anbietern auf die Qualität des ADR-Sektors auswirkt. Insofern
wurden die mindestharmonisierenden Vorgaben der Art. 18–20 ADR-Richtlinie
in England32 und Deutschland konträr umgesetzt. Während die deutsche Rechts-
ordnung hier klar zwischen den Funktionen der Streitbeilegung und den Auf-
gaben des Ordnungsrechts zu trennen versucht,33 stehen die englischen Behörden
in engem Datenaustausch mit akkreditierten ADR-Stellen, um Erkenntnisge-
winne für die eigenen regulatorischen Aufgaben zu erzielen. Andererseits sind die
Auswirkungen des Finanzierungsmodells der Aufsicht auf die Qualität des
ADR-Angebots und der Aufsichtspraxis zu hinterfragen. In dieser Hinsicht
weckte das für ADR-Stellen kostenpflichtige englische Aufsichtsmodell zunächst
die Befürchtung, dass ein Konkurrenz- und Kostenkampf der zuständigen Be-
hörden und der ADR-Stellen untereinander zu einer Senkung der Qualitätsstan-
dards für Aufsicht und ADR-Verfahren führen könnte.34

B. Auswahl der Rechtsordnung

Es sind die sehr unterschiedlichen Rechtstraditionen und rechtswissenschaftli-
chen Perspektiven im Hinblick auf den Rechtsschutz für normale Bürger, die den
Rechtsvergleich mit der Rechtsordnung Englands besonders interessant machen.
So gründet die Unterschiedlichkeit der Rechtssysteme des Common Law und des
Civil Law gerade in den unterschiedlichen Zivilprozesssystemen und Gerichts-
verfassungen.35 Demzufolge sind die Antworten auf die Frage nach einem best-
möglichen Zugang zum Recht (access to justice)36 sowie den Ausgestaltungen und
Funktionsweisen des ADR-Sektors trotz mindestharmonisierender Vorgaben
der Europäischen Union recht unterschiedlich.

Diese Unterschiede sind insbesondere auf die divergierenden Streitkulturen
und die damit einhergehenden verschiedenartigen Erwartungen an das Rechts-
system zurückzuführen.37 Der englischen Streitkultur sind einvernehmliche Lö-

32 England und Wales bilden eine einheitliche Rechtsordnung. Zum Zwecke der besseren
sprachlichen Handhabung und aufgrund der weit überwiegenden wirtschaftlichen Bedeutung
Englands, wird Wales von den Verweisen auf England oder die englische Rechtsordnung mit
umfasst.

33 Fraktionsentwurf zum VSBG, BT-Drucks. 18/5089, S. 43.
34 Kirkham, in: Cortés (Hrsg.), The new regulatory framework for consumer dispute re-

solution, 2016, S. 297 ff.; zustimmend Cortés, in: ders. (Hrsg.), The new regulatory frame-
work for consumer dispute resolution, 2016, S. 447 ff.

35 Vgl. hierzu Karameus, RabelsZ 66 (2002), 1, 8; Koch, ZEuP 2007, 735, 737.
36 Zur rechtvergleichenden Betrachtung des Themas „access to justice“ auch Zekoll, in:

Reimann/Zimmermann (Hrsg.), The Oxford handbook of comparative law, 2008, S. 1327,
1355; Koch, ZEuP 2007, 735, 744.

37 Zutreffend Creutzfeldt, ZKM 2016, 12, 15; dies., Ombudsmen and ADR, 2018,
S. 110–114.
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sungsansätze nicht fremd, was der Bevölkerung seit Längerem die Möglichkeit
bat, sich mit ADR zu akklimatisieren. Dies gilt besonders im Hinblick auf die
Förderung gerichtsnaher und -interner Mediation seit den Woolf-Reformen, mit
welchen der richterliche Streitentscheid als ultima ratio hinter dem Normalfall
der konsensualen Streitbeilegung zurückstehen soll. In der deutschen Rechtsord-
nung hat sich ADR – ausgenommen zur Beilegung von Wirtschaftsstreitigkeiten
– hingegen längst nicht etabliert. Der typische Verbraucher in Deutschland bringt
dem gerichtlichen Rechtsschutz und den staatlichen Institutionen mehr Ver-
trauen entgegen als sein englisches Pendant.38 Während deutsche Gerichte für
normale Bürger vergleichsweise zugänglich sind, stellt der Gerichtsweg für Ver-
braucher in England meist keine gangbare Rechtsschutzmöglichkeit dar.39 Die
Erwartungen deutscher Verbraucher an ADR sind daher zunehmend formal und
rechtlich formuliert, während englische Beschwerdeführer oftmals von einem
informalen Gerechtigkeitsgedanken geleitet sind.40

Der Entwicklungsstand von ADR in Verbrauchersachen in England ist dem
der deutschen Rechtsordnung daher weit voraus. Dies gilt sowohl im Hinblick
auf das Beschwerdeaufkommen der ADR-Stellen als auch im Hinblick auf die
Zusammenarbeit zwischen Regulierungsbehörden und ADR-Stellen in regulier-
ten Wirtschaftssektoren. Zudem ist der englischsprachige akademische Diskurs,
anders als der deutschsprachige, deutlich von sozialwissenschaftlichen Perspek-
tiven beeinflusst, die einen eingehenden Blick auf die wichtige Frage nach den
Zielen und Funktionen von ADR werfen. Die englischen Erfahrungen könnten
so potenziell auch für die deutsche Rechtsordnung fruchtbar gemacht werden
und die Angst vor einer Integration von ADR in das bestehende Rechtsschutz-
system nehmen.

C. Methodik und Gang der Untersuchung

Die Arbeit bedient sich, wie bereits erwähnt, rechtsvergleichender Perspektiven
und Methoden durch einen Vergleich mit der Rechtsordnung Englands. Hinter-
grund dieses Vorgehens ist die Möglichkeit, allgemeine und grundsätzliche
Rechtserkenntnisse zu gewinnen, die für das noch recht junge Forschungsgebiet
der alternativen Streitbeilegung in Verbrauchersachen und der Frage nach den
Rückwirkungen des Einsatzes von ADR auf beide Rechtssysteme entscheidend
sind. Auch wenn ein großer Teil des materiellen Verbraucherrechts in den Mit-
gliedstaaten der EU harmonisiert sein mag, bedienen sich die verschiedenen na-
tionalen Rechtsordnungen unterschiedlichen und historisch geprägten Mecha-
nismen zur Rechtsdurchsetzung, weshalb die Rechtsvergleichung besonders hier-

38 Creutzfeldt, ZKM 2016, 12, 16.
39 Creutzfeldt, ZKM 2016, 12, 15.
40 Creutzfeldt, Ombudsmen and ADR, 2018, S. 114.
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für Anschauungsmaterial bietet.41 Hierbei können speziell die Stärken und
Schwächen sowie die Wirksamkeit des deutschen Rechts herausgestellt werden,
indem die unterschiedlichen Probleme und deren Lösungsansätze in beiden
Rechtsordnungen aufgezeigt werden.42 Rechtsvergleichende Methoden sind
überdies aufgrund der Existenz unionsrechtlicher Vorgaben angezeigt. Diese er-
möglichen eine abstrakte Beurteilung der Wirkweisen des Unionsrechts durch
die Betrachtung der nationalen Umsetzungen sowie der Rückwirkungen auf die
Zielrechtsordnungen und erlauben so Rückschlüsse für die heimische deutsche
Rechtsordnung. Die Erkenntnisse und Ergebnisse für England und Wales wer-
den, aufgrund eines einheitlichen politischen Programms und der einheitlichen
Umsetzung der Vorgaben der ADR-Richtlinie im Vereinigten Königreich, in gro-
ßem Umfang auf die Rechtsordnungen Schottlands und Nordirlands übertrag-
bar sein.

Nachdem sogleich der Gegenstand der Untersuchung wie auch die relevanten
Akteure in ADR-Verfahren näher beleuchtet werden, bildet das zweite Kapitel
die bestehenden ADR-Landschaften für zivilrechtliche Verbraucherstreitigkei-
ten in England und in Deutschland ab. Dabei werden die Bedeutung von ADR,
die bestehenden Strukturen, die rechtlichen Rahmenbedingungen sowie die Im-
plikationen der ADR-Richtlinie erläutert.

Das dritte Kapitel verschreibt sich den Zielen und Funktionen von ADR und
untersucht die ADR-Mechanismen auf etwaige politische, ökonomische sowie
soziale Steuerungseffekte. In einem ersten Schritt wird der politische und aka-
demische Diskurs um ADR in beiden Rechtsordnungen analysiert. Hierbei sind
insbesondere Zielideen von ADR interessant, die sich von einem allgemeinen
Postulat des Streitbeilegungszwecks hervorheben. In einem zweiten Schritt wird
der bestehende Regelungszustand daraufhin untersucht, wie sich die herausge-
arbeiteten Ziele regulativ in beiden Rechtsordnungen niederschlagen. Die Er-
kenntnisse basieren dabei auf gesetzgeberischen Erwägungen, der Rezeption von
ADR in der Rechtsprechung sowie auf einer Untersuchung der Tätigkeit system-
relevanter ADR-Stellen.

Das vierte Kapitel widmet sich der Bedeutung des materiellen Rechts in ADR-
Verfahren. Zunächst werden ADR-Mechanismen in gebotener Kürze auf ihr
Verhältnis zum grundrechtlich gewährleisteten Recht der Parteien auf effektiven
Rechtsschutz beleuchtet. Anschließend werden die Bindungswirkungen der Par-
teien in ADR-Verfahren anhand der drei Elemente des bereits angesprochenen
zivilprozessualen Dreiklangs, namentlich Handlungslast, Ergebnisbindung und
materielle Rechtsbindung des Verfahrensergebnisses, beleuchtet. Darauf aufbau-
end wird das Verhältnis von Verbraucherschutz und Rechtsbindung in ADR-
Verfahren untersucht und entsprechend der zwei eingangs erwähnten Arbeits-

41 Von einer „Materialisierung des Zivilprozessrechts“ sprechend, Wagner, ZEuP 2008, 6,
18.

42 Vgl. Schütze, ZVglRWiss 10 (2011), 89, 97; Wagner, ZEuP 2008, 6, 18.
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